
Was ist eine Familie? Soll der Staat diese bevorzugen?
Ein Gespräch mit Brigitte Müller (CVP) und Nils Jocher (Juso)

Einig bei Krankenkassen und Kinder-
krippen, uneinig bei der Homo-Ehe
und Heiratsstrafe: Die Baselbieter
CVP-Präsidentin Brigitte Müller-Kaderli
und Juso-Co-Präsident Nils Jocher
debattieren über den Begriff Familie.

«Erziehung
der Kinder
wird wenig
honoriert»

in Streitgespräch zwischen
einer CVP-Frau und einem
Sozialdemokraten über die
Familienpolitik ist eine
komplizierte Sache: Gehts
darum, Familien bei Kran-

kenkassenprämien oder Kinderbetreuung
zu unterstützen, sprechen Brigitte Müller-
Kaderli und Nils Jocher dieselbe Sprache.
Allerdings sind sich die beiden uneins,
was eine Familie überhaupt ist: CVP-Frau
Müller will nicht, dass Schwule und Les-
ben heiraten dürfen. Das heutige Recht
auf eingetragene Partnerschaft sei ausrei-
chend. Die bekennende Christin weist den
Vorwurf vehement zurück, schwulen-
feindlich zu sein. Demgegenüber fordert
Jungsozialist Jocher, dass alle Beziehungs-
formen vor dem Gesetz gleichgestellt sein
sollen. Das heisst für ihn auch, dass der
Staat Paare gegenüber Singles nirgends be-
günstigt. Brigitte Müller will die Heirats-
strafe abschaffen – davon wiederum könn-
ten neben klassischen Mann-Frau-Ehen
auch schwule und lesbische Paare in ein-
getragener Partnerschaft profitieren.

Brigitte Müller-Kaderli, Nils Jocher,
die Eidgenössische Jugendbefragung
hat es jüngst gezeigt: Bei den Schwei-
zer Jungen ist das Modell «Familie» en
vogue. 69 Prozent geben an, dass sie
einmal heiraten wollen, gar 73 Pro-
zent wünschen sich eines oder mehre-
re Kinder. Allerdings gelten Kinder als
Armutsfalle. Was läuft schief?
Brigitte Müller-Kaderli: Familienpolitik
hat in der Schweiz nicht den Stellenwert,
den sie haben sollte. Unsere Verwaltung
müsste im Grunde einer Familien-Verträg-
lichkeitsprüfung unterzogen werden und
ein Familienministerium eingesetzt wer-
den. Die Familie ist heute einem enormen
Druck von innen und aussen ausgesetzt.
Eine finanzielle Entlastung der Familien
wäre zentral, doch es bleibt viel zu tun. So
ist es etwa unverständlich, dass Familien-
zulagen versteuert werden müssen.
Nils Jocher: Die Mitte-Rechts Mehrheiten
haben fast in der ganzen Schweiz während
Jahren Steuern gesenkt für die oberen Ein-
kommen und Unternehmen. In der Folge
wird jetzt an allen Ecken und Enden abge-
baut. Diese schädliche Politik auf Kosten
aller mit tiefen und mittleren Einkommen
muss endlich aufhören. Mit einer erhöh-
ten Besteuerung von Kapitaleinkommen
und Unternehmensgewinnen wäre es ein
Leichtes, den Service public massiv auszu-
bauen, Kinderzulagen zu erhöhen und für
Menschen mit tiefen Einkommen die Steu-
ern zu senken. Niemand soll in der Armut
landen – wegen Kindern schon gar nicht.

E
Die Eltern leisten für die Gesellschaft
wertvolle Erziehungsarbeit. Würdigt
der Staat diese Leistung angemessen?
Müller: Nein. Der Staat honoriert Erzie-
hungsarbeit zu wenig. Für mich war An-
fang der Nullerjahre das Buch «Luxus
Kind» der ehemaligen SP-Nationalrätin
Jacqueline Fehr ein Weckruf. Ihre Forde-
rung nach Finanzhilfen für familienergän-
zende Kinderbetreuung habe ich vehe-
ment unterstützt. Für mich ist das ein Bei-
spiel dafür, dass CVP und SP in der Sozial-
und Familienpolitik gut zusammenarbei-
ten. Auch dank der CVP sind die Finanz-
hilfen seit Fehrs Initiative kontinuierlich
ausgebaut worden. Der Ausbau ist längst
nicht abgeschlossen. Auch setze ich mich
dafür ein, dass Kinder keine Krankenkas-
senprämien mehr bezahlen. Die Prämien
sind für viele Familien eine Armutsfalle.
Jocher: Krankenkassenprämien für Kin-
der abschaffen – da sind wir dabei. Wir
Linken wollen bei den Prämien ja noch
viel weiter gehen. Aber zur gestellten Fra-
ge: Ich bin ähnlicher Meinung wie Brigitte
Müller. Der Staat drückt sich hier teilweise
um seine Verantwortung und schiebt die
Erziehungsaufgabe alleine auf die Eltern
ab. Der Staat fördert primär das klassische
Familienmodell. Es ist an der Zeit, dass die
Lohnungleichheiten zwischen Mann und
Frau aufgehoben werden und es einen an-
gemessenen Vaterschaftsurlaub gibt.
Müller: Das sehe ich auch so. In diesen
beiden Punkten habe ich eine andere Hal-
tung als die bürgerlichen Parteien FDP
und SVP. Diese Paare erbringen oft eine
enorme Leistung für Staat und Gesell-
schaft. Soll das nichts zählen?

Es gibt aber unterschiedliche Formen
von «Familie». Die Volksinitiative
«Ehe für alle» fordert, dass die Ehe
sämtlichen Paaren unabhängig von ih-
rem Geschlecht oder ihrer sexuellen
Orientierung offensteht. Die CVP
lehnt die Initiative ab. Weshalb?
Müller: Ich finde das heutige Gesetz, das
für Schwule und Lesben eingetragene
Partnerschaften gewährleistet, ist ausrei-
chend. Meine Partei sieht das genau
gleich. In der Schweiz wurde 2007 unter
Federführung von CVP-Bundesrätin Ruth
Metzler die eingetragene Partnerschaft
eingeführt. Damals war die eingetragene
Partnerschaft auch für die homosexuellen
Paare ein wichtiger und richtiger Schritt.
Jocher: Sie sagen also: «Ich kämpfe für
meine Rechte», postulieren dabei aber ei-
ne privilegierte Stellung für sich, respekti-
ve die eigene Lebensform. Das finde ich
nicht in Ordnung. Strukturell diskriminiert
in diesem Land wird schliesslich nicht die
Mehrheit der Heterosexuellen, sondern
die Schwulen und Lesben. Unter anderem

weil sie nicht heiraten oder weil sie keine
Kinder adoptieren dürfen. Die sexuelle
Orientierung ist nicht etwas, wofür man
sich frei entscheiden kann. Sondern et-
was, das natürlich zu einem gehört. Es be-
steht im Bereich der Akzeptanz von que-
ren Lebensformen noch grosser Hand-
lungsbedarf. Es ist leider wohl kein Zufall,
dass die Selbstmordrate unter queren, al-
so schwulen, lesbischen, bisexuellen und
allen anders orientierten Jugendlichen viel
höher ist als unter heterosexuellen. Für
mich ist es höchste Zeit, dass sich dies al-
les ändert. Die Schweiz ist keine Kirche,
sondern ein Rechtsstaat, der Menschen
jeglicher sexueller Orientierung gleiche
Chancen und Rechte ermöglichen soll.

Frau Müller, warum sind Sie gegen die
Homo-Ehe und dagegen, dass homose-
xuelle Paare Kinder adoptieren dürfen?
Müller: Adoption ist grundsätzlich ein
schwieriges Thema, bei dem Umsicht ge-
boten ist. Aus meiner Sicht stehen in die-
ser Debatte die individuellen Rechte der
Schwulen und Lesben zu stark im Vorder-
grund. Dabei wäre eine andere Frage zen-
tral: Was entspricht dem Wohl des Kin-
des? Studien belegen, dass Kinder am
besten aufwachsen, wenn sie sowohl
weiblichen als auch männlichen Elemen-
ten und Einflüssen in ihrer Entwicklung
ausgesetzt sind.
Jocher: Wer homosexuellen Paaren die
Adoption verweigert, sagt letztlich: Es ist
besser, wenn ein Kind in einem Heim auf-
wächst als bei einem homosexuellen Paar.
Ich finde das ungeheuerlich.
Müller: Das meine ich überhaupt nicht.
Mich stört wie gesagt, wenn das Wohl des
Kindes nicht einbezogen wird. Interessan-
terweise zieht ja eine Mehrheit der homo-
sexuellen Paare die Leihmutterschaft ei-
ner Adoption vor. Für diese Mehrheit ist
es offensichtlich wichtig, dass sie ihr Erb-
gut weitergeben kann – und keine Heim-
kinder adoptieren will.

Dennoch stehen Sie, auch wegen Ihres
christlichen Hintergrundes, im Ver-
dacht, schwulenfeindlich zu sein.
Müller: Das ist eine schlimme Unterstel-
lung, die mich persönlich trifft. Meine um
zwei Jahre ältere Schwester ist Lesbe und
lebt seit 15 Jahren in einer eingetragenen
Partnerschaft. Ich schätze sie und wir
kommen sehr gut miteinander aus. Ich ha-
be mit Schwulen und Lesben kein Pro-
blem und deshalb trete ich auch gerne in
den Dialog mit der homosexuellen Com-
munity. Ich setze mich aber als kantonale
CVP-Präsidentin für die Stärkung der Fa-
milie ein. Die Familien haben in unserer
Gesellschaft eine zu kleine Lobby, weil ih-
re Leistungen zu gewöhnlich und zu
selbstverständlich sind. Die LGBT-Bewe-
gung (Lesbian, Gay, Bisexual, Transgen-
der, d. Red.) soll für ihre Rechte kämpfen
dürfen. Doch für mich ist es ebenso selbst-
verständlich, dass ich für meine Rechte
einstehen darf. Interessant ist ja: Ausge-
rechnet jene, die sich lautstark für Tole-
ranz und Freiheit einsetzen, sind anderen
Meinungen gegenüber ausgesprochen in-
tolerant. Die Juso laufen beim Thema Ho-
mosexualität mit Scheuklappen herum.
Jocher: Das kann ich natürlich nicht so
stehen lassen. Sind es doch auch christ-
lich-konservative Kreise, die den Men-
schen vorschreiben wollen, wie sie ihre
Sexualität ausleben sollen und wie sie ihr
Leben zu gestalten hätten.
Müller: Ja, diese Kreise gibt es leider. Ich
mache das nicht. Und dann gibt es eben-
jene Intoleranten im linken Lager, die
Andersdenkenden die Meinungsfreiheit
absprechen.
Jocher: Mir ist nicht klar, weshalb wir in-
tolerant sein sollten.

Themenwechsel: Der Bundesrat will
in der Steuervorlage 17 die Heirats-
strafe abschaffen. Die CVP als wert-
konservative Kraft kämpft seit 30 Jah-
ren an vorderster Front dafür.

Müller: Der Bundesrat hat einen richti-
gen Schritt endlich vollzogen. Das werden
wir schaffen, denn wir sind die Mehrheit
in unserer Schweiz. Nach wie vor werden
eingetragene und verheiratete Paare ge-
genüber Konkubinatspaaren benachtei-
ligt. Sowohl bei den Steuern als auch bei
den Sozialversicherungen. Das ist unver-
ständlich. Das muss sich jetzt ein für alle-
mal geändert werden.
Jocher: Für mich sind das Steuerspiele.
Im 21. Jahrhundert ist ein anderes Modell
angezeigt: die Individualbesteuerung. Je-
de und jeder wird selber aufgrund seiner
Einkommens- und Vermögenssituation
besteuert. Dass ein Paar, das sich ent-
scheidet, zusammen zu leben, günstiger
wegkommen soll, als andere Personen, ist
für mich nicht zeitgemäss.

Familien entsprechen einem gesell-
schaftlichen Ideal und erbringen wie
zuvor diskutiert wertvolle Leistungen.
Jocher: Aus meiner Sicht zentral ist, dass
Kinder nicht zur Armutsfalle werden. An-
statt einzelne Beziehungsformen auch
steuerlich gegeneinander auszuspielen,
sollte der Staat direkt Kinder und Jugend-
liche begünstigen – mit höheren Kinder-
zulagen, höheren Prämienverbilligungen,
höheren Stipendien, etc.
Müller: Wenn sich ein Paar entscheidet
zu heiraten oder eine eingetragene Part-
nerschaft einzugehen, dann ist diese Ver-
bindlichkeit für unsere Gesellschaft wert-
voll. Die Vereinsamung ist in der Schweiz
ein riesiges Problem, sowohl ein gesell-
schaftliches, als auch ein finanzielles. Es
liegt im Interesse des Staates, dem entge-
genzuwirken. Als Gesellschaft müssen wir
doch gesetzlich das Ideal anstreben, weil
Kinder unsere Zukunft sind und diese sol-
len sich im Nukleus unserer Gesellschaft
zu mündigen Bürgern entwickeln. Dazu
gehört die steuerliche Begünstigung von
Verheirateten und Paaren in eingetrage-
ner Partnerschaft.

Nils Jocher, weshalb soll ein schwules
Paar in eingetragener Partnerschaft
gegenüber schwulen Singles nicht be-
günstigt werden?
Jocher: Weil ich es wie angetönt generell
nicht richtig finde, wenn der Staat Men-
schen, die in einer festen Zweierbezie-
hung leben, besser stellt, als solche, die
das nicht wollen oder können.
Müller: Diese Haltung verstehe ich nicht:
Dieses Paar schaut zueinander. Das ent-
lastet den Staat. Denn letztlich muss die-
ser einspringen, wenn Menschen alleine
sind und nicht mehr weiterwissen.
Jocher: Aber das hängt doch nicht von
der Beziehungsform ab.
Müller: Nicht nur, aber auch.
Jocher: Das Umfeld ist entscheidender.
Es gibt heute ja auch neue Formen des
Zusammenlebens wie etwa generationen-
übergreifende Wohngemeinschaften. Da-
zu gebe ich noch was anderes zu beden-
ken: Die Ehe oder eine eingetragene Part-
nerschaft ist keine Garantin für ein gutes
Zusammenleben. Ich denke etwa an die
häusliche Gewalt, die noch immer ein
grosses Problem in unserer Gesellschaft
darstellt. Bis 1992 waren Vergewaltigun-
gen in der Ehe nicht einmal strafbar. Das
von Ihnen hochgelobte, ach so schöne
Bild der Ehe hat leider noch nie der Reali-
tät entsprochen.
Müller: Ich sage nicht, es gebe in einer
Ehe oder einer eingetragenen Partner-
schaft keine Probleme. Ich habe als Tages-
heim-Leiterin Gefährdungsmeldungen
wegen häuslicher Gewalt gemacht. Auch
meine ich nicht, Singles seien sozial
schlechter integriert. Grundsätzlich blei-
be ich aber der Meinung: Wer bereit ist,
sich zu binden, der leistet einen positiven
gesellschaftlichen Beitrag. Eine Bezie-
hung ist aus meiner Sicht auch punkto
Persönlichkeitsentwicklung und Sozial-
kompetenz klar positiv zu werten und soll
auch von der Gesellschaft stärker hono-
riert werden.

VON HANS-MARTIN JERMANN

«Die Schweiz ist kei-
ne Kirche, sondern
ein Rechtsstaat. Er
soll Menschen jegli-
cher sexueller Orien-
tierung gleiche Rech-
te ermöglichen.»
Nils Jocher

«Wenn sich ein Paar
entscheidet zu hei-
raten, dann ist diese
Verbindlichkeit für
unsere Gesellschaft
wertvoll.»
Brigitte Müller-Kaderli

Brigitte Müller-Kaderli (41) ist seit
einem Jahr Präsidentin der Ba-
selbieter CVP. Müller-Kaderli zog
vor drei Jahren mit ihrem Ehe-
mann und den beiden Söhnen
nach Allschwil. Müller wuchs im
Kanton Aargau auf. In ihrer alten
Heimat sass sie von 2002 bis
2009 im Grossen Rat sowie von
2005 bis 2009 im Badener Stadt-
parlament. Damals allerdings
noch für die EVP. Müller ist ge-
lernte Kindergärtnerin und heute
als selbstständige NPO- und
Change-Managerin tätig.
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PRÄSIDENTIN CVP BASELLAND

Brigitte Müller-Kaderli

Der 21-jährige Nils Jocher ist seit
einem Jahr Co-Präsident der
Juso Baselland. In seiner Wohn-
gemeinde Frenkendorf sitzt
Jocher in der Gemeinde- und in
der Rechnungsprüfungskommis-
sion, zudem ist er Präsident des
Frenkendörfer Robi-Vereins. Seit
2014 ist er Co-Präsident der
SP Frenkendorf-Füllinsdorf. Jo-
cher studiert an der Universität
Basel Wirtschaft und Soziologie.
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CO-PRÄSIDENT JUSO BASELLAND

Nils Jocher

Debattieren lei-
denschaftlich:
Brigitte Müller-
Kaderli (41) und
Nils Jocher (21)
haben ganz un-
terschiedliche
Vorstellungen
von Familie.

KENNETH NARS



enschen mit einer Alzhei-
mer-De-
menz lei-
den darun-

ter, dass ihre Wahrneh-
mungs-, Denk- und Er-
innerungsfähigkeit
immer mehr beein-
trächtigt wird. Dies
beeinflusst ihr ganzes
Leben und Sein. Sie
bekommen Mühe, ih-
ren Alltag zu bewälti-
gen, zeigen verändertes
und bisweilen auch
skurriles Verhalten. Oft
erleben sie dabei belas-
tende Gefühle, von de-
pressiv bis aggressiv-er-
regt und manchmal
auch schnell wech-
selnd.
Man kann sich vorstel-
len, dass es schlimm
ist, wenn das Gehirn
«nicht mehr will», wenn man sich an ge-
wisse Dinge einfach nicht mehr erin-
nert, sich auf einem Weg nicht mehr
orientieren kann und die Abläufe im All-
tag nicht mehr versteht. Ihre Mutter ist
nun im Pflegeheim, sie kann offenbar
nicht mehr selbstständig leben; sie hat
aber ein ganzes Leben mit vielen Bezie-
hungen, Rollen und Aufgaben hinter
sich. Da die Erinnerungen daran auf-
grund ihrer Krankheit nicht mehr schön
geordnet abgerufen und eingeordnet
werden können, tauchen sie in ihr
plötzlich und unzusammenhängend
auf, setzen sich im jetzigen Erleben fest

M

und erscheinen ihr dann aktuell und
dringlich. Es ist davon auszugehen, dass
vor allem diejenigen Erinnerungen, die
für ihre Mutter speziell nach einer Lö-
sung drängen oder irgendwie konflikt-
beladen sind, sie auch in eine besonde-
re Aufregung versetzen. Ihre Mutter
möchte dann wohl, wie alle Menschen,
die (vermeintlich) vor ihr liegende Auf-
gabe möglichst bald lösen.
Es hilft Demenzkranken nichts, wenn
man sie darauf hinweist, sie müssten
sich keine Sorgen machen. Und es hilft
nicht, ihnen entgegenzuhalten, was real
ist. Ihr Realitätserleben wird durch ihre
Erinnerung bestimmt, nicht durch das,
was jetzt für uns andere wahr ist. Als
hilfreich hat es sich hingegen erwiesen,
wenn man versucht, die hinter einer
Äusserung liegende Stimmung und viel-

leicht auch die dahinter-
liegende Erinnerung
selbst zu erfassen und
das Gespräch in die ent-
sprechende Richtung zu
lenken.
Ihre Mutter erinnert
sich offenbar an ihre
Aufgaben als Hausfrau
und kommt in Stress,
weil sie gemäss dieser
Erinnerung noch eini-
ges erledigen sollte.
Vielleicht hat sie früher
diesen Stress oft erlebt.
Dann könnte es ihr hel-
fen, wenn Sie auf diese
Aufgaben und die
Stressgefühle dabei ein-
gehen würden. Bei-
spielsweise mit der
Bemerkung, dass man
als Hausfrau manchmal
sehr viel zu tun hat und

die Zeit drängt. Oder dass man natürlich
in Stress kommt, wenn noch nicht alles
erledigt ist.
Ziel ist, dass ihre Mutter sich in ihrem
Erleben richtig verstanden fühlt. Das
hilft ihr, von der Fixierung an die Erin-
nerung loszukommen und sich wieder
dem Moment zuzuwenden. Vielleicht
können Sie sogar miteinander noch
etwas weiter in die Erinnerung der Mut-
ter eintauchen, und Sie erfahren etwas
von dem, wie Ihre Mutter frühere
Situationen erlebt und was sie dabei
beschäftigt hat. Das könnte auch für
Sie spannend werden!

INNENSICHT

Meine Mutter hat Alzheimer,
ich bin genervt

«Innensicht» wird betreut
vom Verband der Psychothe-
rapeutInnen beider
Basel, VPB (www.psycho-
therapie-bsbl.ch).
Stellen Sie Ihre Fragen an 
innensicht@bzbasel.ch

Sabine Brunner, Basel

Meine Mutter ist 80 Jahre alt und leidet
seit einigen Jahren an Alzheimer. Inzwi-
schen lebt sie in einem Pflegeheim. Ich ge-
he recht oft zu ihr, in der Regel zweimal
pro Woche, esse mit ihr und erledige alles
Administrative. Das finde ich richtig und
gut. Schwieriger ist es für mich, mit ihr zu
reden. Manchmal verfängt sie sich richtig-
gehend in einem Thema und sagt dann
beispielsweise immer wieder, sie müsse
nun gehen, weil sie noch einzukaufen und
zu kochen habe. Ich habe Mühe, damit
umzugehen. Wenn ich sage, sie müsse
nicht gehen, nicht einkaufen und nicht
kochen, dann nützt das nichts. Sie macht
einfach weiter. Bis ich mich genervt ab-
wende.

Was ist eine Familie? Soll der Staat diese bevorzugen?
Ein Gespräch mit Brigitte Müller (CVP) und Nils Jocher (Juso)

Einig bei Krankenkassen und Kinder-
krippen, uneinig bei der Homo-Ehe
und Heiratsstrafe: Die Baselbieter
CVP-Präsidentin Brigitte Müller-Kaderli
und Juso-Co-Präsident Nils Jocher
debattieren über den Begriff Familie.

«Erziehung
der Kinder
wird wenig
honoriert»

in Streitgespräch zwischen
einer CVP-Frau und einem
Sozialdemokraten über die
Familienpolitik ist eine
komplizierte Sache: Gehts
darum, Familien bei Kran-

kenkassenprämien oder Kinderbetreuung
zu unterstützen, sprechen Brigitte Müller-
Kaderli und Nils Jocher dieselbe Sprache.
Allerdings sind sich die beiden uneins,
was eine Familie überhaupt ist: CVP-Frau
Müller will nicht, dass Schwule und Les-
ben heiraten dürfen. Das heutige Recht
auf eingetragene Partnerschaft sei ausrei-
chend. Die bekennende Christin weist den
Vorwurf vehement zurück, schwulen-
feindlich zu sein. Demgegenüber fordert
Jungsozialist Jocher, dass alle Beziehungs-
formen vor dem Gesetz gleichgestellt sein
sollen. Das heisst für ihn auch, dass der
Staat Paare gegenüber Singles nirgends be-
günstigt. Brigitte Müller will die Heirats-
strafe abschaffen – davon wiederum könn-
ten neben klassischen Mann-Frau-Ehen
auch schwule und lesbische Paare in ein-
getragener Partnerschaft profitieren.

Brigitte Müller-Kaderli, Nils Jocher,
die Eidgenössische Jugendbefragung
hat es jüngst gezeigt: Bei den Schwei-
zer Jungen ist das Modell «Familie» en
vogue. 69 Prozent geben an, dass sie
einmal heiraten wollen, gar 73 Pro-
zent wünschen sich eines oder mehre-
re Kinder. Allerdings gelten Kinder als
Armutsfalle. Was läuft schief?
Brigitte Müller-Kaderli: Familienpolitik
hat in der Schweiz nicht den Stellenwert,
den sie haben sollte. Unsere Verwaltung
müsste im Grunde einer Familien-Verträg-
lichkeitsprüfung unterzogen werden und
ein Familienministerium eingesetzt wer-
den. Die Familie ist heute einem enormen
Druck von innen und aussen ausgesetzt.
Eine finanzielle Entlastung der Familien
wäre zentral, doch es bleibt viel zu tun. So
ist es etwa unverständlich, dass Familien-
zulagen versteuert werden müssen.
Nils Jocher: Die Mitte-Rechts Mehrheiten
haben fast in der ganzen Schweiz während
Jahren Steuern gesenkt für die oberen Ein-
kommen und Unternehmen. In der Folge
wird jetzt an allen Ecken und Enden abge-
baut. Diese schädliche Politik auf Kosten
aller mit tiefen und mittleren Einkommen
muss endlich aufhören. Mit einer erhöh-
ten Besteuerung von Kapitaleinkommen
und Unternehmensgewinnen wäre es ein
Leichtes, den Service public massiv auszu-
bauen, Kinderzulagen zu erhöhen und für
Menschen mit tiefen Einkommen die Steu-
ern zu senken. Niemand soll in der Armut
landen – wegen Kindern schon gar nicht.

E
Die Eltern leisten für die Gesellschaft
wertvolle Erziehungsarbeit. Würdigt
der Staat diese Leistung angemessen?
Müller: Nein. Der Staat honoriert Erzie-
hungsarbeit zu wenig. Für mich war An-
fang der Nullerjahre das Buch «Luxus
Kind» der ehemaligen SP-Nationalrätin
Jacqueline Fehr ein Weckruf. Ihre Forde-
rung nach Finanzhilfen für familienergän-
zende Kinderbetreuung habe ich vehe-
ment unterstützt. Für mich ist das ein Bei-
spiel dafür, dass CVP und SP in der Sozial-
und Familienpolitik gut zusammenarbei-
ten. Auch dank der CVP sind die Finanz-
hilfen seit Fehrs Initiative kontinuierlich
ausgebaut worden. Der Ausbau ist längst
nicht abgeschlossen. Auch setze ich mich
dafür ein, dass Kinder keine Krankenkas-
senprämien mehr bezahlen. Die Prämien
sind für viele Familien eine Armutsfalle.
Jocher: Krankenkassenprämien für Kin-
der abschaffen – da sind wir dabei. Wir
Linken wollen bei den Prämien ja noch
viel weiter gehen. Aber zur gestellten Fra-
ge: Ich bin ähnlicher Meinung wie Brigitte
Müller. Der Staat drückt sich hier teilweise
um seine Verantwortung und schiebt die
Erziehungsaufgabe alleine auf die Eltern
ab. Der Staat fördert primär das klassische
Familienmodell. Es ist an der Zeit, dass die
Lohnungleichheiten zwischen Mann und
Frau aufgehoben werden und es einen an-
gemessenen Vaterschaftsurlaub gibt.
Müller: Das sehe ich auch so. In diesen
beiden Punkten habe ich eine andere Hal-
tung als die bürgerlichen Parteien FDP
und SVP. Diese Paare erbringen oft eine
enorme Leistung für Staat und Gesell-
schaft. Soll das nichts zählen?

Es gibt aber unterschiedliche Formen
von «Familie». Die Volksinitiative
«Ehe für alle» fordert, dass die Ehe
sämtlichen Paaren unabhängig von ih-
rem Geschlecht oder ihrer sexuellen
Orientierung offensteht. Die CVP
lehnt die Initiative ab. Weshalb?
Müller: Ich finde das heutige Gesetz, das
für Schwule und Lesben eingetragene
Partnerschaften gewährleistet, ist ausrei-
chend. Meine Partei sieht das genau
gleich. In der Schweiz wurde 2007 unter
Federführung von CVP-Bundesrätin Ruth
Metzler die eingetragene Partnerschaft
eingeführt. Damals war die eingetragene
Partnerschaft auch für die homosexuellen
Paare ein wichtiger und richtiger Schritt.
Jocher: Sie sagen also: «Ich kämpfe für
meine Rechte», postulieren dabei aber ei-
ne privilegierte Stellung für sich, respekti-
ve die eigene Lebensform. Das finde ich
nicht in Ordnung. Strukturell diskriminiert
in diesem Land wird schliesslich nicht die
Mehrheit der Heterosexuellen, sondern
die Schwulen und Lesben. Unter anderem

weil sie nicht heiraten oder weil sie keine
Kinder adoptieren dürfen. Die sexuelle
Orientierung ist nicht etwas, wofür man
sich frei entscheiden kann. Sondern et-
was, das natürlich zu einem gehört. Es be-
steht im Bereich der Akzeptanz von que-
ren Lebensformen noch grosser Hand-
lungsbedarf. Es ist leider wohl kein Zufall,
dass die Selbstmordrate unter queren, al-
so schwulen, lesbischen, bisexuellen und
allen anders orientierten Jugendlichen viel
höher ist als unter heterosexuellen. Für
mich ist es höchste Zeit, dass sich dies al-
les ändert. Die Schweiz ist keine Kirche,
sondern ein Rechtsstaat, der Menschen
jeglicher sexueller Orientierung gleiche
Chancen und Rechte ermöglichen soll.

Frau Müller, warum sind Sie gegen die
Homo-Ehe und dagegen, dass homose-
xuelle Paare Kinder adoptieren dürfen?
Müller: Adoption ist grundsätzlich ein
schwieriges Thema, bei dem Umsicht ge-
boten ist. Aus meiner Sicht stehen in die-
ser Debatte die individuellen Rechte der
Schwulen und Lesben zu stark im Vorder-
grund. Dabei wäre eine andere Frage zen-
tral: Was entspricht dem Wohl des Kin-
des? Studien belegen, dass Kinder am
besten aufwachsen, wenn sie sowohl
weiblichen als auch männlichen Elemen-
ten und Einflüssen in ihrer Entwicklung
ausgesetzt sind.
Jocher: Wer homosexuellen Paaren die
Adoption verweigert, sagt letztlich: Es ist
besser, wenn ein Kind in einem Heim auf-
wächst als bei einem homosexuellen Paar.
Ich finde das ungeheuerlich.
Müller: Das meine ich überhaupt nicht.
Mich stört wie gesagt, wenn das Wohl des
Kindes nicht einbezogen wird. Interessan-
terweise zieht ja eine Mehrheit der homo-
sexuellen Paare die Leihmutterschaft ei-
ner Adoption vor. Für diese Mehrheit ist
es offensichtlich wichtig, dass sie ihr Erb-
gut weitergeben kann – und keine Heim-
kinder adoptieren will.

Dennoch stehen Sie, auch wegen Ihres
christlichen Hintergrundes, im Ver-
dacht, schwulenfeindlich zu sein.
Müller: Das ist eine schlimme Unterstel-
lung, die mich persönlich trifft. Meine um
zwei Jahre ältere Schwester ist Lesbe und
lebt seit 15 Jahren in einer eingetragenen
Partnerschaft. Ich schätze sie und wir
kommen sehr gut miteinander aus. Ich ha-
be mit Schwulen und Lesben kein Pro-
blem und deshalb trete ich auch gerne in
den Dialog mit der homosexuellen Com-
munity. Ich setze mich aber als kantonale
CVP-Präsidentin für die Stärkung der Fa-
milie ein. Die Familien haben in unserer
Gesellschaft eine zu kleine Lobby, weil ih-
re Leistungen zu gewöhnlich und zu
selbstverständlich sind. Die LGBT-Bewe-
gung (Lesbian, Gay, Bisexual, Transgen-
der, d. Red.) soll für ihre Rechte kämpfen
dürfen. Doch für mich ist es ebenso selbst-
verständlich, dass ich für meine Rechte
einstehen darf. Interessant ist ja: Ausge-
rechnet jene, die sich lautstark für Tole-
ranz und Freiheit einsetzen, sind anderen
Meinungen gegenüber ausgesprochen in-
tolerant. Die Juso laufen beim Thema Ho-
mosexualität mit Scheuklappen herum.
Jocher: Das kann ich natürlich nicht so
stehen lassen. Sind es doch auch christ-
lich-konservative Kreise, die den Men-
schen vorschreiben wollen, wie sie ihre
Sexualität ausleben sollen und wie sie ihr
Leben zu gestalten hätten.
Müller: Ja, diese Kreise gibt es leider. Ich
mache das nicht. Und dann gibt es eben-
jene Intoleranten im linken Lager, die
Andersdenkenden die Meinungsfreiheit
absprechen.
Jocher: Mir ist nicht klar, weshalb wir in-
tolerant sein sollten.

Themenwechsel: Der Bundesrat will
in der Steuervorlage 17 die Heirats-
strafe abschaffen. Die CVP als wert-
konservative Kraft kämpft seit 30 Jah-
ren an vorderster Front dafür.

Müller: Der Bundesrat hat einen richti-
gen Schritt endlich vollzogen. Das werden
wir schaffen, denn wir sind die Mehrheit
in unserer Schweiz. Nach wie vor werden
eingetragene und verheiratete Paare ge-
genüber Konkubinatspaaren benachtei-
ligt. Sowohl bei den Steuern als auch bei
den Sozialversicherungen. Das ist unver-
ständlich. Das muss sich jetzt ein für alle-
mal geändert werden.
Jocher: Für mich sind das Steuerspiele.
Im 21. Jahrhundert ist ein anderes Modell
angezeigt: die Individualbesteuerung. Je-
de und jeder wird selber aufgrund seiner
Einkommens- und Vermögenssituation
besteuert. Dass ein Paar, das sich ent-
scheidet, zusammen zu leben, günstiger
wegkommen soll, als andere Personen, ist
für mich nicht zeitgemäss.

Familien entsprechen einem gesell-
schaftlichen Ideal und erbringen wie
zuvor diskutiert wertvolle Leistungen.
Jocher: Aus meiner Sicht zentral ist, dass
Kinder nicht zur Armutsfalle werden. An-
statt einzelne Beziehungsformen auch
steuerlich gegeneinander auszuspielen,
sollte der Staat direkt Kinder und Jugend-
liche begünstigen – mit höheren Kinder-
zulagen, höheren Prämienverbilligungen,
höheren Stipendien, etc.
Müller: Wenn sich ein Paar entscheidet
zu heiraten oder eine eingetragene Part-
nerschaft einzugehen, dann ist diese Ver-
bindlichkeit für unsere Gesellschaft wert-
voll. Die Vereinsamung ist in der Schweiz
ein riesiges Problem, sowohl ein gesell-
schaftliches, als auch ein finanzielles. Es
liegt im Interesse des Staates, dem entge-
genzuwirken. Als Gesellschaft müssen wir
doch gesetzlich das Ideal anstreben, weil
Kinder unsere Zukunft sind und diese sol-
len sich im Nukleus unserer Gesellschaft
zu mündigen Bürgern entwickeln. Dazu
gehört die steuerliche Begünstigung von
Verheirateten und Paaren in eingetrage-
ner Partnerschaft.

Nils Jocher, weshalb soll ein schwules
Paar in eingetragener Partnerschaft
gegenüber schwulen Singles nicht be-
günstigt werden?
Jocher: Weil ich es wie angetönt generell
nicht richtig finde, wenn der Staat Men-
schen, die in einer festen Zweierbezie-
hung leben, besser stellt, als solche, die
das nicht wollen oder können.
Müller: Diese Haltung verstehe ich nicht:
Dieses Paar schaut zueinander. Das ent-
lastet den Staat. Denn letztlich muss die-
ser einspringen, wenn Menschen alleine
sind und nicht mehr weiterwissen.
Jocher: Aber das hängt doch nicht von
der Beziehungsform ab.
Müller: Nicht nur, aber auch.
Jocher: Das Umfeld ist entscheidender.
Es gibt heute ja auch neue Formen des
Zusammenlebens wie etwa generationen-
übergreifende Wohngemeinschaften. Da-
zu gebe ich noch was anderes zu beden-
ken: Die Ehe oder eine eingetragene Part-
nerschaft ist keine Garantin für ein gutes
Zusammenleben. Ich denke etwa an die
häusliche Gewalt, die noch immer ein
grosses Problem in unserer Gesellschaft
darstellt. Bis 1992 waren Vergewaltigun-
gen in der Ehe nicht einmal strafbar. Das
von Ihnen hochgelobte, ach so schöne
Bild der Ehe hat leider noch nie der Reali-
tät entsprochen.
Müller: Ich sage nicht, es gebe in einer
Ehe oder einer eingetragenen Partner-
schaft keine Probleme. Ich habe als Tages-
heim-Leiterin Gefährdungsmeldungen
wegen häuslicher Gewalt gemacht. Auch
meine ich nicht, Singles seien sozial
schlechter integriert. Grundsätzlich blei-
be ich aber der Meinung: Wer bereit ist,
sich zu binden, der leistet einen positiven
gesellschaftlichen Beitrag. Eine Bezie-
hung ist aus meiner Sicht auch punkto
Persönlichkeitsentwicklung und Sozial-
kompetenz klar positiv zu werten und soll
auch von der Gesellschaft stärker hono-
riert werden.

VON HANS-MARTIN JERMANN

«Die Schweiz ist kei-
ne Kirche, sondern
ein Rechtsstaat. Er
soll Menschen jegli-
cher sexueller Orien-
tierung gleiche Rech-
te ermöglichen.»
Nils Jocher

«Wenn sich ein Paar
entscheidet zu hei-
raten, dann ist diese
Verbindlichkeit für
unsere Gesellschaft
wertvoll.»
Brigitte Müller-Kaderli

Brigitte Müller-Kaderli (41) ist seit
einem Jahr Präsidentin der Ba-
selbieter CVP. Müller-Kaderli zog
vor drei Jahren mit ihrem Ehe-
mann und den beiden Söhnen
nach Allschwil. Müller wuchs im
Kanton Aargau auf. In ihrer alten
Heimat sass sie von 2002 bis
2009 im Grossen Rat sowie von
2005 bis 2009 im Badener Stadt-
parlament. Damals allerdings
noch für die EVP. Müller ist ge-
lernte Kindergärtnerin und heute
als selbstständige NPO- und
Change-Managerin tätig.
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PRÄSIDENTIN CVP BASELLAND

Brigitte Müller-Kaderli

Der 21-jährige Nils Jocher ist seit
einem Jahr Co-Präsident der
Juso Baselland. In seiner Wohn-
gemeinde Frenkendorf sitzt
Jocher in der Gemeinde- und in
der Rechnungsprüfungskommis-
sion, zudem ist er Präsident des
Frenkendörfer Robi-Vereins. Seit
2014 ist er Co-Präsident der
SP Frenkendorf-Füllinsdorf. Jo-
cher studiert an der Universität
Basel Wirtschaft und Soziologie.
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CO-PRÄSIDENT JUSO BASELLAND

Nils Jocher

Debattieren lei-
denschaftlich:
Brigitte Müller-
Kaderli (41) und
Nils Jocher (21)
haben ganz un-
terschiedliche
Vorstellungen
von Familie.

KENNETH NARS

BASEL 19NORDWESTSCHWEIZ
MONTAG, 9. APRIL 2018

Die landrätliche Personalkommission
hält gar nichts vom Rasenmäher-Mo-
dell. Die SVP hatte gefordert, beim
Staatspersonal zu sparen und den Be-
stand in jeder Dienststelle um 10 Pro-
zent zu kürzen. Der Landrat hatte im
November 2015 ein Postulat von Urs
Hess an die Regierung überwiesen –
der Prattler SVP-Parlamentarier ist
notabene selber beim Baselbieter
Tiefbauamt beschäftigt.

Sparen will zwar auch die Baselbie-
ter Regierung. Ihre Finanzstrategie
sieht Entlastungen von bis zu 200 Mil-
lionen franken bis im Jahr 2021 vor.
Dabei soll auch das Staatspersonal Fe-
dern lassen müssen. Ziel ist eine
Reduktion von 250 Stellen und damit
Einsparungen von 61 Millionen Fran-
ken – was rund 10 Prozent des ge-
samten Personalaufwands entspricht.
Damit sieht sie die SVP-Forderung
grundsätzlich erfüllt. Von Spar-

übungen, die auf alle Dienststellen
gleich verteilt sind, hält die Regierung
dagegen gar nichts.

Nicht überall umsetzbar
Das sieht die Mehrheit der Personal-

kommission genauso. Ein solcher An-
satz sei «weder sinnvoll noch praktika-
bel», schreibt Kommissionspräsident
Balz Stückelberger (FDP) in seinem so-
eben veröffentlichten Bericht. Die
Kommission teilt die Meinung der Re-
gierung, dass sich eine durchgehende
Reduktion des Personalaufwands von
10 Prozent nicht in allen Bereichen
durch Stellenabbau umsetzen lasse.
«So ist ein Abbau zum Beispiel in
sicherheitsrelevanten Bereich wie der
Polizei nicht möglich», schreibt Stü-
ckelberger weiter. In anderen Berei-
chen wie bei den Lehrkräften sei es
nicht erwünscht oder etwa in der
Steuerverwaltung nicht sinnvoll.

Mit acht gegen eine Stimme be-
antragt die Personalkommission dem
Landrat deshalb, das SVP-Postulat
abzuschreiben. Zwar wurde kein
flächendeckender Stellenabbau von
10 Prozent vorgenommen. Personal-
einsparungen um 10 Prozent würden
den Zielen der SVP unter dem Strich
aber ohnehin entsprechen.

Personal muss
ohnehin bluten
Staatsangestellte Baselbieter
Personalkommission will nur
gezielte, aber keine flächen-
deckenden Einsparungen.

VON DANIEL BALLMER


	Montag, 9. April 2018
	Seite: 18
	«Erziehung der Kinder wird wenig honoriert» 
	Meine Mutter hat Alzheimer, ich bin genervt 
	Personal muss ohnehin bluten 

	Seite: 19
	«Erziehung der Kinder wird wenig honoriert» 
	Meine Mutter hat Alzheimer, ich bin genervt 
	Personal muss ohnehin bluten 


